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Lesen Sie, worüber
andere Zeitungen
noch nicht berichten.. .

Die radiologischen Umgangs-
genehmigungen und atoma-
ren Firmenpotentiale auf dem
Buchler-Gelände in Thune
sind mit der Wohnnutzung
unvereinbar. Die Stadt Braun-

schweig und die politischen
Parteien und Vertretungen
sind gefordert:
1. nachdrücklich mit dem Land
Niedersachsen über die Heraus-
nahme der atomaren Anlagen

Das Braunschweiger Amtsge-
richt hat Probleme mit der
Öffentlichkeit: die Vorfälle
reichen von entwürdigender
Behandlung bis Pöbeleien
durch Justizpersonal.

Aktive Gruppen
weiter auf Seite 6

BS-Energy
weiter auf Seite 4

Heidberger Fernwärmekunde
rechnet nach: Energiekosten
für´s Ein-Familienhaus in Han-
nover um ein Drittel niedriger
als bei BS-Energy.

Braunschweiger
Totenkopf. „Pardon
wird nicht gegeben“
weiter auf Seite 5

Victoria Luise zeigte sich gern
in militaristischer Uniform.

Jetzt schlägt´s 13
weiter auf Seite 5

Stadt will von Braunschweiger
Geschichte zum internationa-
len Frauentag nichts wissen
und gibt stattdessen 1,2 Mil-
lionen für Adelsverehrung und
Untertanengeist aus.

OB verurteilt …
weiter auf Seite 8

Hoffmann handelte rechtswid-
rig. Er hatte Akteneinsichten
verweigert. Das Gericht gab
jetzt den Fraktionen von BIBS
und Piraten ohne Zulassung
der Berufung Recht.

Raus mit den
Atomanlagen
aus dem
Wohngebiet!

und Zwischenlager aus dem
Wohngebiet zu verhandeln,
2. im aufzustellenden Bebau-
ungsplan explizit (z. B. in einer
Präambel) die Unvereinbarkeit
von Wohnen und radiologischer

Auch die Grünen stimmten im Pla-
nungs- und Umweltausschuss am
10.04.2013 gegen einen Radweg am
Hauptbahnhof:
der Bau des BraWo-Parks soll nach
dem Willen des Investors ohne einen
quartiersübergreifenden Rad- und Fuß-
weg auf dem ehemaligen Postgleis und
durch den Pakettunnel in Richtung Ak-
kerstraße erfolgen. Keine der etablier-
ten Parteien im Stadtrat fand sich bereit,
dem einstimmigen Votum des Stadtbe-
zirksrates vom 08.04.2013 zu folgen,
der die Realisierung des Radwegs am
Bahnhof auf Antrag von Peter Linsen-
barth (BIBS) gefordert hatte. Immer
deutlicher sickern einzelne Informatio-
nen durch, die dafür sprechen, wie sehr
es der Verwaltung und den Parteien
daran gelegen ist, die Volksbank nicht
zu verprellen. Sachargumente scheinen

Als Vorspeise gab es Schafskäse in
Oliven-Fritatta, Spinattorte, Vitello
Tonnato und Carpaccio. Dann
wandte man sich den Kalbsrücken-
röllchen gefüllt mit Mozzarella,
Schinken und Kräutern zu.
Zwei städtische Bedienstete und zwei
Miet-Servicekräfte (Kosten: 208,25
Euro) schenkten Sherry, Aperol mit
Sekt, Pinot Bianco aus dem Friaul
(15,90 Euro zzgl. MwSt. pro Flasche)
sowie roten „Vino Nobile di Montepul-
ciano (18,80 Euro/Flasche) aus.
Im festlichen Rahmen des barocken
Lustschlösschens Richmond gab Ober-
bürgermeister Hoffmann einen „städti-
schen Empfang“ für Frau Johanna
Wanka, die sich gerade „für ihre gelei-
steten Verdienste um die Löwenstadt“
in Braunschweigs Goldenes Buch ein-

Als Mäuschen an der Tafelrunde
Warum OB Hoffmann den BZ-Chefredakteur bevorzugt behandelt

getragen hatte.
Nun mag sich die Frage stellen: Was
reitet eigentlich eine Stadt, deren Ober-
verwaltungsbeamter seit Jahren gebets-
mühlenartig Spar-Appelle an sein
Wahlvolk richtet, für eine abgedankte
Niedersächsische Landesministerin
einen Empfang zu geben? Zumal Frau
Wanka doch nur ihren gutdotierten Mi-
nistersessel in Hannover gegen ein
noch besser dotiertes Minis-
teramt in Berlin eintauschte? Ein
Schelm, wer da nicht an eine mögliche
CDU-Nachfolge Wanka’s an der Spitze
der Braunschweiger Kommunalpolitik
denkt – falls es für die Professorin aus
Merseburg bei der nächsten Bundes-
tagswahl in Berlin nicht mehr „rei-
chen“ sollte.
Doch noch interessanter an diesem

„städtischen Empfang“ ist ein anderer
Fakt. Nicht etwa die Spitzen der übri-
gen Braunschweiger Ratsfraktionen
nahmen beim Dinner in Schloss Rich-
mond zu Ehren der ministeriellen Job-
hopperin teil. Sondern neben Hoffmann
und Wanka die Herrschaften Lothar
Hagebölling (berenteter Staatssekre-
tär), Friedrich Weber (Landesbischof),
Jürgen Hesselbach (TU-Präsident) und
Julius von Ingelheim, Geschäftsführer
der Allianz für die Region GmbH,
nebst Gattinnen. Wenigstens lässt die
personelle Besetzung durchaus Rück-
schlüsse auf die dort womöglich ge-
führten Gespräche zu.
Zu noch mehr Aufklärung hätte eigent-
lich der Journalist Armin Maus, Ange-
stellter des privatwirtschaftlichen Ver-
lagsunternehmens „Braunschweiger

Zeitung“ beitragen können. Denn Maus
durfte an der Tafelrunde der Mächtigen
Mäuschen spielen. Leider hat er, und
das ist wohl nicht unbedingt ein Nach-
weis seiner journalistischen Kompe-
tenz, kein Wort über das dort Erfahrene
in seiner Gazette kolportiert. Wozu sind
BZ-Redakteure eigentlich da außer
zum Berichten? Zum Schlemmen,
Kungeln und Verschweigen?
„Unser-Braunschweig“-Reporter Klaus
Knodt wollte von Oberbürgermeister
Hoffmann wissen: Wurden zu diesem
Abendessen auch andere Braunschwei-
ger Journalisten nebst Gattin eingela-
den? Wenn ja, welche? Ich bin eben-
falls Braunschweiger Journalist und
wurde zu diesem Abendessen nicht ein-
geladen. Aus welchem Grund?

Produktion, Be- und Entsorgung
festzuschreiben.
Begründung:
Zur seinerzeitigen Verlagerung
der chemischen Fabrik Buchler
hieß es... weiter auf Seite 2

BraWo! 1600
Parkplätze

und kein Platz
für Radwege

nicht mehr zu zählen. Die städtische
Verwaltung versuchte dabei sogar durch
Vorlage eines falschen Protokolls, die
Interessen der Volksbank am Haupt-
bahnhof zur Entwicklung ihres so ge-
nannten „BraWo-Parks“ durchzusetzen:
in der richtigen Version hatte die Stadt
nämlich im Dezember 2012 noch selbst
mitgeteilt, dass sie den Radweg und
1600 Parkplätze plane.
Insgesamt werden die Grundlagen des
städtischen Planungsprimates dabei auf
den Kopf gestellt: Bevor die politischen
Gremien über die Planungsvorgaben
abgestimmt haben, wird bereits mitge-
teilt, dass die Planung schon soweit ab-
geschlossen sei, dass man nichts mehr
ändern könne. Immerhin einigte sich
der Rat am 23.04.2013 darauf, den
BIBS-Antrag zu vertagen.

Sebastian Barnstorf

Fortsetzung auf Seite 8
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Die weißen Transportwagen mit dem
Radioaktiv-Zeichen sind Ihnen viel-
leicht auch schon aufgefallen.
Sie gehören in Wenden/Thune schon
fast zum täglichen Erscheinungsbild,
da sie die radioaktiven Stoffe zu und
von dem Thuner Firmenkomplex trans-
portieren. Wie wahrscheinlich die mei-

Strahlende Frachten

sten anderen Bürger auch sind wir bis-
her davon ausgegangen, dass die radio-
aktiven Stoffe stark abgeschirmt sind
und radioaktive Strahlung somit (fast)
nicht nach außen tritt. Dem ist jedoch
leider nicht so: Eine Messung von uns
zeigte nun, dass bei einem weißen
EZN-Transporter in einem Abstand von

Recherchen der Bürgerinitiative
Strahlenschutz Braunschweig e.V.
(BISS) haben ergeben, dass auf das
Gelände der Firma GE
Healthcare/Buchler GmbH im
Braunschweiger Stadtteil Thune re-
gelmäßig stark strahlendes Molyb-
dän-99 (Mo-99) aus Südafrika gelie-
fert wird. Die BISS befürchtet, dass
Terroristen dieses Material für An-
schläge nutzen könnten, und hält die Si-
cherung der Transporte sowie des Fir-
mengeländes selbst für völlig
unzureichend.
Die offensichtlich ungesicherten Trans-
porte (jeweils nur ein Fahrer, kein be-
waffneter Begleitschutz, einfache Lie-
ferwagen) sind aufgrund des bekannten
Ausgangs- und Zielortes leicht auszu-
spähen. Das Firmengelände ist lediglich
durch einen ca. 2 Meter hohen Zaun
und zwei Werksschützer gesichert, die
einen bewaffneten Raub so wenig ver-
hindern könnten wie die firmeneigenen
Überwachungskameras.
Die BISS geht davon aus, dass sich in
den ca. 30-Liter-Bierfass-großen Trans-
portbehältern aus 56 kg Uran, die mehr-
fach monatlich angeliefert werden, eine
Aktivität von mehreren Tera-Becquerel
(= mehrere 1.000.000.000.000 Zerfälle
pro Sekunde) in kleinen Fläschchen be-
findet. „Weil das radioaktive Molyb-
dän-99 in einer Flüssigkeit vorliegt, be-
fürchten wir, dass es bei einem Unfall
freigesetzt werden könnte – möglicher-
weise sogar unbemerkt -, oder dass es
nach einem Diebstahl in terroristischer
Absicht an beliebigen Orten versprüht
werden könnte“, erläutert Dr. Thomas
Huk von der BISS.
Huk ergänzt: „Wir wollen keine Panik
verursachen, sondern eine unserer
Überzeugung nach bestehende Gefahr
abgestellt wissen. Deshalb haben wir
die Firma, den Oberbürgermeister und
das Gewerbeaufsichtsamt (GAA) vorab
über die Recherchen informiert und
darum gebeten, uns entweder auf even-
tuelle Fehler aufmerksam zu machen
oder Abhilfe zu schaffen.“

Terrorgefahr und gesund-
heitliche Risiken durch
radioaktives Mo-99

Inzwischen haben wir die Rückmeldun-
gen erhalten: Angaben über mögliche
Fehler in unseren Recherchen haben
wir nicht erhalten. Stattdessen hat uns
das GAA bestätigt, dass neben I-131
auch Mo-99 transportiert wird, und
zwar „seit einigen Jahren“.
Abhilfe wurde aber auch nicht zugesi-
chert: Oberbürgermeister Dr. Hoff-
mann: „Nicht zuständig; ausschließlich
Sache des GAA.“ Leiter des GAA, Herr
Aplowski: „Kein Handlungsbedarf. ...
Vorsätzliche kriminelle Handlungen
sind jedoch nicht kalkulierbar... .“
Mo-99 zerfällt zu Technetium-99, das
ein extrem wichtiger Stoff für nuklear-
diagnostische Untersuchungen ist. Tho-
mas Huk stellt klar: „Natürlich haben
wir nichts gegen die Herstellung dieser
wichtigen medizinischen Substanzen,
die täglich helfen, Leben zu retten. Aber
dabei muss Missbrauch ausgeschlossen
werden. Und die Verarbeitung gehört
nicht neben ein Wohngebiet!“ Die Thu-
ner Atombetriebe liegen nur ca. 50 m
vom nächsten Wohnhaus und nur we-
nige hundert Meter von einer Grund-
schule und Braunschweigs größtem
Gymnasium, demnächst auch noch
einer Kinderkrippe und einem Jugend-
zentrum, entfernt.
Die Firma GE Healthcare/Buchler
GmbH gehört zu 40% der alteingeses-
senen Braunschweiger Firma Buchler
GmbH, deren vorheriges Betriebs-
grundstück nahe der Innenstadt aufwän-
dig von atomaren Altlasten gereinigt
werden musste. Der Vorgänger Amers-
ham Buchler ist durch falsch deklarierte
Atommüllfässer für die ASSE in Erin-
nerung, die unerlaubte flüssige Abfälle
und eine bis zu 3000-fach über den
Grenzwerten liegende Radioaktivität
enthielten.
Die ebenfalls auf dem Gelände ansäs-
sige und mit Buchler und GE/Buchler
verflochtene Firma Eckert &
Ziegler/Nuclitec plant eine massive
Ausweitung der Bearbeitung von Atom-
müll in Thune zur Endlagerung im
nahen Schacht Konrad.

Wieviel Uran
lagert in Thune?
Eine Anfrage der Grünen im Bundes-
tag brachte es an den Tag: In den
letzten 10 Jahren gab es über 1.000
Urantransporte zwischen Thune und
Ländern außerhalb der EU. Insge-
samt wurden über 66 Tonnen Uran be-
wegt – vornehmlich als Transportbehäl-
ter für stark strahlende Fracht. Ein
Grund für die BISS e.V., beim Thema
Uran nachzuhaken: Die radioaktive Ak-
tivität war laut Gewerbeaufsichtsamt
Ende 2011 so hoch, dass man von über
10 Tonnen Uran auf dem Firmenge-
lände ausgehen muss.
Am 17.09.2012 hat die BISS nach mo-
natelangem zähen Ringen endlich eine
Inventarliste erhalten.
Demnach befanden sich am 31.12.2011
zusätzlich zu den Plutonium-Beryllium-
Kernbrennstoffen weitere 170 Nuklide
auf dem Firmengelände. Hierzu zählten
auch verschiedene Uran-Nuklide: U-
238 (und deren Zerfallsprodukte) mit
139 Milliarden Becquerel. Über die
spezifische Aktivität kann hierdurch auf
die Masse geschlossen werden. Dem-
nach waren in Thune ca. 11 Tonnen

Uran (U-238) vorhanden.
„Uran ist ein Metall, dessen sämtliche
Isotope radioaktiv sind. Natürlich in
Mineralen auftretendes Uran besteht zu
etwa 99,3 % aus dem Isotop U-238 und
zu 0,7 % aus U-235“ (Quelle: Wikipe-
dia). In abgereichertem Uran wird der
Anteil von U-235 auf bis zu 0,2 % redu-
ziert. Beide Isotope werden in der
offiziellen Aktivitätsliste für Thune auf-
geführt. U-235 ist zu Kernspaltungs-
Kettenreaktionen fähig und wird daher
in Kernkraftwerken und Atombomben
eingesetzt.
Bei ca. 11 Tonnen U-238 müssten somit
Ende 2011 in Thune über 21 kg des
spaltbaren U-235 vorhanden gewesen
sein. Ausgewiesen waren jedoch „nur“
52,3 Millionen Becquerel. Der Masse-
anteil von U-235 läge demnach bei völ-
lig unrealistischen 0,007 % und nicht
bei 0,2 %. Die BISS befürchtet daher
grob falsche Angaben in der ohnehin
immer noch sehr unvollständigen In-
ventarliste. Wir haben EZN um Aufklä-
rung gebeten, bislang aber noch keine
Antwort erhalten. BISS e.V.

Zum Vergleich: Diese Strahlenbelastung ist vergleichbar mit der eines Castor-Behälters im Abstand von 6-7 Metern!
Das entspricht dem 216-fachen der in Thune natürlich vorkommenden Strahlung.

ca. zwei Metern eine stark erhöhte ra-
dioaktive Strahlung von 17,07 µSv/h
festgestellt wurde. Zum Vergleich:
Diese Strahlenbelastung ist vergleich-
bar mit der eines Castor-Behälters im
Abstand von 6-7 Metern! Das ent-
spricht dem 216-fachen der in Thune
natürlich vorkommenden Strahlung.

im Bescheid der Bezirksregie-
rung vom 7.12.1967 für alle
Flächen Harxbütteler Str. und
Gieselweg: „...chemische Fa-
brik zur Herstellung natürlicher
Alkaloide...“
Nirgendwo stand da etwas von
radiologischer Produktion oder
Anlagen gemäß Atomgesetz. Im
Gegenteil steht in dem Bescheid
auf S. 7 der bemerkenswerte
Satz: „Abschließend ist darauf

Fortsetzung von Seite 1 hinzuweisen, dass dem Staat-
lichen Gewerbeaufsichtsamt
gemäß §25 der Gewerbeord-
nung die Möglichkeit gegeben
ist, nach Erteilung der Geneh-
migung der Antragstellerin zu-
sätzliche Auflagen zu erteilen,
wenn sich herausstellt, dass die
Nachbarschaft nicht ausrei-
chend geschützt ist.“ (Bescheid
vom 7.12.1967, S. 7)
Die Stadt und mit ihr die Be-
wohner bezweifeln, dass die

Menschen mit der heute vorge-
fundenen Nutzung genügend
geschützt sind.
Eine Nachregulierung ist daher
dringend erforderlich.

Zufällige Strahlungs-
messung an Klein-
transporter an der
Tankstelle in Wenden
am 2.4.2013.
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Vor der niedersächsischen Landtags-
wahl waren die Positionen von SPD
und Grünen zum Thema Fracking
recht klar: Die Grünen wollten unkon-
ventionelle Gasförderung komplett
verbieten. Die SPD führte in ihrem
Wahlprogramm aus, dass sie „Frak-
king [...] unter Nutzung umweltgefähr-
dender Chemikalien grundsätzlich
ausschließen“ werde.
Außerdem müssten „Risiken für
Mensch und Natur ausgeschlossen
werden können“, „wenn Fracking in
Niedersachsen zugelassen werden
soll“. Wer sich mit der Materie ein
wenig auskennt, weiß: Risiken können
bei der Gasförderung niemals voll-
kommen ausgeschlossen werden. Das
dürfte auch den Autoren des Wahlpro-
gramm-Abschnitts klar gewesen sein.
Es war also die Formulierung eines
Defacto-Verbots.
Die rot-grüne Koalitionsvereinbarung
liest sich ganz anders. Dort heißt es
nun, dass „zur Beurteilung der Risiken
und der technischen Beherrschbarkeit“
noch „viele und grundlegende Infor-
mationen fehlen“ würden. Die „offe-
nen Fragestellungen“ der vorliegenden
Gutachten seien „zu klären“. Solange
die Risiken und Auswirkungen „nicht
kalkuliert werden können“, sei „ein
Einstieg in die Förderung von unkon-
ventionellem Erdgas nicht akzepta-
bel“.
Diese neue Formulierung hat es in sich
- denn nun sollen Risiken nur noch
„kalkulierbar“ sein. Weiterhin sind mit
der Vereinbarung Probebohrungen und
weitere aus öffentlichen Geldern fi-
nanzierte Forschungsvorhaben mög-
lich. Die Position der Landesregierung
ist damit in dieser Frage nicht weit von
den Vorstellungen der Bundesregie-
rung entfernt.

Erneutes Beben in
Niedersachsen,
schweres Erdbeben
in den USA
Gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen Erdgasförderung und Erdbeben?
In einer im April veröffentlichten Stu-
die der University of Oklahoma iden-
tifizierten die Wissenschaftler Ver-
pressbohrungen als Auslöser für das
stärkste jemals verzeichnete Erdbeben
im US-Bundesstaat Oklahoma. Durch
das Beben der Stärke 5,7 im Novem-
ber 2011 waren zwei Menschen ver-
letzt und 17 Häuser zerstört worden.
Die Verpressung fand dort zuvor 17

Fracking: Rot-grüne Koalition in Nieder-
sachsen kommt Industrie entgegen

Jahre lang ohne seismische Zwischen-
fälle statt.
Auch in Niedersachsen kommt es in
unregelmäßigen Abständen zu Beben
im Umfeld von Gasfeldern. Zuletzt
hatte im November letzten Jahres zwi-
schen Völkersen und Langwedel die
Erde gebebt - mit einer Stärke von 2,9.
Menschen wurden nicht verletzt, es
kam zu Schäden an Gebäuden. Laut
NDR hatte dort bereits 2011 die Erde
(Starke 2,5) gebebt.

Nordhessen soll von
Fracking-Vorhaben
ausgenommen werden
Hessens Umweltministerin Lucia Put-
trich (CDU) hat Mitte April dem Re-

gierungspräsidium in Darmstadt emp-
fohlen keine Genehmigungen für
Fracking-Vorhaben in Nord-Hessen zu
erteilen. Zuvor hatte das Umweltmini-
sterium Hessens zwei Gutachten in
Auftrag gegeben, die sich mit den Vor-
aussetzungen für Fracking-Vorhaben
in Nordhessen befasst haben. In bei-
den Gutachten kommt man u.a. zu
dem Schluss, dass etwa aufgrund von
Trinkwasserschutzgebieten und ande-
ren geologischen Voraussetzungen nur
ein geringer Teil der Gesamtfläche für
Fracking zur Verfügung stünde. Kriti-
ker in Hessen fordern weiterhin ein
landesweites Moratorium und spre-

chen sich gegen den Einsatz giftiger
Stoffe beim Fracking aus. Auch in
Nordhessen hat sich das kanadische
Unternehmen BNK, genau wie um
Braunschweig herum, Bergbauberech-
tigungen gesichert.

AK fordert generelles
Verbot von Fracking
Während die Bundesregierung eine
Verordnung vorbereitet, die Fracking-
Vorhaben unter geringen Auflagen er-
laubt, spricht sich der AK Fracking
Braunschweiger Land für ein generel-
les Verbot aus.
Bereits im letzten Jahr haben zahlrei-
che Initiativen, u.a. der AK Fracking
gegen die unkonventioenelle Erdgas-

förderung bei ihrem 1. Bundestreffen
eine Resolution verabschiedet. Zu den
Forderungen gehört nicht nur das Ver-
bot für solche Vorhaben, sondern auch
das Verbot Abwässer in den Unter-
grund zu verpressen sowie die Beweis-
lastumkehr bei Schäden. Daher ist eine
Überarbeitung des Bundesbergrechtes
zwingend notwendig. Eine grundsätz-
liche Einbindung des Wasserhaus-
haltsgesetzes bei allen bergrechtlichen
Entscheidungen muss vorgeschrieben
sein: Wasserrecht vor Bergrecht!
Desweiteren sprechen sich die Initia-
tiven dafür aus, dass der Ausbau von
regenerativer Energie Vorrang vor

allen fossilen Energieträgern haben
muss.

Region in Spanien
verbietet Fracking-
Vorhaben
In Kantabrien, in der die Volkspartei
die absolute Mehrheit im Regionalpar-
lament hat, wurde am 08.04.2013 ein
Fracking-Vorhaben verboten. Dies ist
um so erstaunlicher, da die Region als
schieferreich gilt, weswegen dort ein
erhebliches Potenzial an Schiefergas-
reserven vermutet wird. Auch hatte die
spanische Zentralregierung gehofft,
durch das Schiefergas Arbeitsplätze
schaffen zu können. Das Regionalpar-
lament nannte als Begründung für das

Verbot die mit dem Frack-Verfahren
verbundenen Umweltrisiken und zeigt
damit deutlich, dass sie die Bedenken
der Bürger ernst nehmen. Eine unver-
sehrte Umwelt ist wichtiger als kurz-
fristige Arbeitsplätze und da Spanien
gefördertes Gas hauptsächlich expor-
tiert, ist die erhoffte Energieunabhän-
gigkeit auch durch unkonventionelle
Erdgasförderung nicht zu erreichen.

Entscheidung auf
Bundesebene erst
nach der Wahl?
Vor wenigen Wochen hatten Wirt-
schafts- und Umweltministerium

einen gemeinsamen Vorschlag zum
Umgang mit Fracking veröffentlicht.
In vielen Medien wurde daraufhin be-
richtet, mit den geplanten Änderungen
werde „Fracking ermöglicht“. Diese
Einschätzung ist allerdings fragwür-
dig, da aktuell schlicht keine besonde-
ren Regelungen für unkonventionelle
Gasförderung existieren, wodurch die
Regeln für konventionelle Gasförde-
rung gelten.

Im Entwurf zur Änderung der Verord-
nung zu Umweltverträglichkeits-
prüfungen und des Wasserhaushaltsge-
setzes soll Fracking in Wasserschutz-
gebieten in der Regel verboten werden
und Umweltverträglichkeitsprüfungen
zum Standard werden. Allerdings blei-
ben viele andere besonders schutzwür-
dige Zonen wie Trinkwassergewin-
nungs- und Naturschutzgebiete weiter
von einem generellen Schutz ausge-
nommen - von einem allgemeinen
Verbot ganz zu schweigen. Weiterhin
sehen die Änderungen des Wasser-
haushaltsgesetzes Entschädigungen
vor, sollte die Wasserbehörde einem
Unternehmen die Gasförderung unter-
sagen - auch bei Untersagung in einem
Wasserschutzgebiet.
Der Entwurf stieß bei vielen Bürgerin-
itiativen und Umweltverbänden auf
Kritik. So kritisierte der Bundesver-
band Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) in einer Stellungnahme neben
der Beschränkung des Verbots auf
Wasserschutzgebiete auch, dass nicht
alle Tiefbohrungen in die UVP-Pflicht
aufgenommen wurden. Auch konven-
tionelle Erdgasbohrungen wären ris-
kant. Verpressbohrungen seien weiter-
hin erlaubt und die Übergangsphase
von 6 Monaten bis zur Wirksamkeit
der Neuregelung deutlich zu lang.
Nachdem der Vorschlag eigentlich
Mitte April in einer Kabinettssitzung
behandelt werden sollte, wurde die
Entscheidung über die Einbringung in
den Bundestag nun verschoben - an-
geblich wegen wachsenden Wider-
standes innerhalb der CDU. Ein Auf-
schub bis nach der Bundestagswahl
scheint möglich. Indes macht sich der
Wirtschaftsrat der CDU, eine Lobby-
organisation von CDU-nahen Wirt-
schaftsunternehmen, für eine schnelle
Verabschiedung des Entwurfes stark.

Atomare Transporte und Zwischenlagerungen
auf Braunschweiger Stadtgebiet
Bei Eckert&Ziegler spekuliert man
mit Schacht Konrad und hat dafür
nicht nur die für die Stollen passende
Behälter - sog. „Konrad-Container“ -
und überregionale Transportgenehmi-
gungen gesichert. Solange Schacht
Konrad nicht bereitstehe, lagere man
eben die Atomabfälle zwischen.
Protzerei mit Atom-Endlager
in Schacht Konrad und
Zwischenlager in Thune
Ganz offen wird da schon mal von
Eckert&Ziegler im Geschäftsbericht
2012 gegenüber Kapitalanlegern mit
dem eigenen Zugriff auf ein Endlager
geprotzt. Bis es soweit sei, besitze man
bereits Genehmigungen für die Zwi-
schenlagerung solcher Abfälle.
Zwar werde „die Expansion am
Standort Braunschweig [...] politisch

erschwert“, aber trotzdem sehe man
„Wachstumschancen, [die] sich aus
Vorbereitungsarbeiten im Zusammen-
hang mit der geplanten Öffnung des
Schachtes Konrad [ergeben]„ (Einzel-
abschluss 2012 vom 28.3.2013, S.28).
Schacht Konrad, die geplante
Entsorgungs-Kippe der Firmen
Eckert&Ziegler/Buchler?
Vorbereitungsarbeiten seitens Eckert&
Ziegler zur Öffnung von Schacht Kon-
rad? Wie kann das sein, wo doch 1. der
Schacht Konrad bislang nicht der pri-
vaten Verfügung von EZAG unterliegt
und 2. gerade die Nachricht über die
Ticker lief, dass bauliche Unzuläng-
lichkeiten eine geplante Verfügbarkeit
des Schachtes nochmal um weitere
2 Jahre bis ins Jahr 2021 hinausschie-
ben werden?

DDeerr AAttoomm--VVeerrsscchhiieebbeebbaahhnnhhooff BBeeddddiinnggeenn lliieeggtt aauuff BBrraauunnsscchhwweeiiggeerr SSttaaddttggeebbiieett iimm SSttaaddttbbeezziirrkk 222222 
((GGeeiitteellddee//TTiimmmmeerrllaahh)).. HHiieerr ssoollll ddeerr hheerraannggeekkaarrrrttee AAttoommmmüüllll aauuff ddiiee GGlleeiissaannllaaggeenn nnaacchh SScchhaacchhtt KKoonnrraadd
uummvveerrllaaddeenn wweerrddeenn,, wweennnn...... jjaa wweennnn SScchhaacchhtt KKoonnrraadd aallss EEnnddllaaggeerr bbeerreeiittssttüünnddee..
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War das Selbstlob von BS-Energy
nur ein Aprilscherz? 
Ein Bürger im Heidberg prüfte die
neuen Fernwärmepreise nach. Der
einst kommunale Energieversorger
BS-Energy rühmt sich nämlich am
1.4.2013 auf seiner Homepage für
„erstklassigen Service“ und „günstige
Preise“. Das Ergebnis: Für ein Einfa-
milienhaus kostet die Fernwärme bei
BS-Energy 9,1237 ct/kWh. Darin
sind Grund- und Arbeitspreis einge-
schlossen. In Hannover sind es bei

den dortigen Stadtwerken nur 6,9448
ct/kWh. Warum ist die Fernwärme
von BS-Energy um 31% teurer als die
Fernwärme der Stadtwerke Hanno-
ver? Das war dann die Frage an das
Rathaus. 
Das Rathaus meldete sich umgehend
beim Fragesteller, man sei dafür nicht
mehr zuständig, sondern BS-Energy.
Seit der Privatisierung von drei Vier-
tel der Versorgungs-AG an veolia, hat
der Rat keinen Einfluss mehr auf die
Höhe der Energiepreise.

Warum ist Fernwärme 
in Braunschweig viel
teurer als in Hannover?

Gerade ist der Flug-
hafen durch ein Si-
cherheits-Audit gefal-
len. Das bedeutet, es
muss nachgerüstet

werden. Im Norden wird jetzt statt
des Tores eine sog. Vereinzelungsan-
lage gebaut, die bei Betrieb bemannt
werden muss. Weitere Massnahmen
folgen. 
Das Vorfeld und die Rollwege werden
ausgebaut, damit ein störungsfreier
Betrieb von Flugzeugen bis zu 52 m
Spannweite, z.B. Boeing 757, stattfin-
den kann. 

Flughafen Braunschweig-
Wolfsburg und kein Ende 

Kein einziger Nutzer, schon gar nicht
die Forschung, hat ein solches Flug-
zeug. Aber man weiß natürlich nie,
was kommt. 
Das Entwässerungssystem des Flugha-
fens hat sich als völlige Fehlplanung
herausgestellt. Über einen längeren
Zeitraum mussten täglich bis zu 180m3

(das ist der Jahresverbrauch eines Ein-
familienhauses) in die öffentliche 
Kanalisation gebracht werden. Über-
schreitungen der zulässigen Grenz-
werte waren der Auslöser. 
Verstärkte Nachtflüge, sowie tagtägli-
che Lärmbelästigungen führen zu er-

sten Reaktionen. Parteien und ganze
Stadtbezirksräte fordern ein Nacht-
flugverbot, Lärmmessstationen wer-
den angeschafft und Stadtteile infor-
mieren sich wegen erhöhtem
Fluglärm, um nur einige zu nennen. 
Damit nur ein einziges Flugzeug star-
ten und landen kann, zahlen wir einen
jährlichen „Betriebskostenzuschuss“
von ca. 3 Mio. €. Das ganze Projekt
des Ausbaus des Flughafens und der
Gewerbegebiete hat mittlerweile
knapp 50 Mio. € erreicht. Ökonomisch
und ökologisch ein Desaster. 

Henning Jenzen

Das ZDF brachte am 6.3.2013 bei
„zoom“ einen Beitrag zum Thema
Steuervermeidung großer Kon-
zerne; da hieß es, VW habe in den
letzten 5 Jahren die Steuerquote von
34 % auf 17% gesenkt, gesteuert von
VW Financial Services Braunschweig.
Dazu gab es dann seitens der BIBS im
Finanzausschuss die Anfrage, wie die
Stadt mit diesem negativen Image
bzgl. so einer Braunschweiger Firma
umgehen möchte. 

Antwort des Finanzdezernen-
ten Stegemann: VW beschä-
dige nicht Braunschweigs
Image sondern fördere dies. 
Da bei 17% noch immer ca. 3
Mrd. Euro Steuern gezahlt
wurden, wurden bei VW allein
für das Jahr 2012 rd. 3 Mrd.
Steuern „gespart“. 
Eine „gute“ Management-Leistung
von Herrn Winterkorn für wen? 
Angesichts einer Steuerflucht von 

Kriegerische Töne kamen in der Re-
gion nicht so gut an. In der Region
wuchs die Furcht vor Braunschwei-
ger Mitgiftjägern. 
Braunschweigs Oberbürgermeister of-
fenbarte Mitte März den Mitgliedern
des Verwaltungsausschusses - nach län-
gerer Abstinenz - seinen Regions-
Scherbenhaufen: Seine Aktivitäten zur
aktuellen Fusionsdiskussion zwischen
Helmstedt und Wolfsburg sei von den
Helmstedtern und Königslutteranern als
„unfreundlicher Akt“ aufgefasst wor-
den und von den Wolfsburgern sogar als
„Kriegserklärung“. 
Gewerbegebiet Borsigstr. als Kollate-
ralschaden des Zerwürfnisses? 
Schwere Zeiten sieht Hoffmann für
Braunschweig kommen, wenn ein
Oberzentrum Wolfsburg nun mit praller
Börse und vielen Neubürgern unmittel-
bar bis an die Stadtmauern Braun-
schweigs vordringe. 
Das könnte neue Handelszentren direkt
vor Braunschweigs Nase bedeuten wie
auch in der Gewerbe-Ansiedlungspoli-

3 Mrd. € im Jahr von nur einem DAX-
Konzern wird jeder Sparaufruf der 
Politiker zur Farce!

Steuervermeidung
durch VW Financial Services

Regionsscherbenhaufen
tik die Verhinderung von VW-Zuliefe-
rern auf Braunschweiger Stadtgebiet. 
Thron gewonnen, Krieg verloren 
Von Krieg und rabaukigen Tönen in
Hoffmanns Politik war nun freilich in
der Vergangenheit bereits mehrfach die
Rede: 
- Sparkassenstreit: da redete Hoffmann
davon, dem Land die „Pistole auf die
Brust setzen“ zu wollen und drohte der
Nord-LB und dem Land mit einer eige-
nen Sparkasse notfalls unter Herein-
nahme großer Geschäftsbanken - und er
bekam seinen Sitz in einer eigens kre-
ierten AIDA (Anstalt in der Anstalt), der
sog. „Braunschweigischen Landesspar-
kasse“. 
- Der Fürsten-Thron wurde nach mehr-
jährigem Museumsstreit mit dem Land
Niedersachsen 2010 als Dauerleihgabe
des Landes im Braunschweiger
Schlossmuseum aufgestellt, das ganze
Museum danach der Borek-Stiftung un-
terstellt. Originalton Hoffmann damals
eine Stunde vor Vertragsunterzeichnung
mit der damaligen Ministerin Wanka:

„Wir haben den Thron!“ - damit sei 
nun der Museumskrieg mit dem Land
beendet... 
Isolation in der Region 
Hoffmann räumt nun (diesen einen)
Fehler ein, seinerzeit nicht Wolfsburgs
Aufstieg zum Oberzentrum verhindert
zu haben. Sein Bestreben einer Region
unter Einschluss der zwei Städte Wolf-
burg und Braunschweig sei nun von
VW und der Stadt Wolfsburg konterka-
riert worden, nur noch die Gemeinde
Wendhausen/Essehof wolle mit Braun-
schweig zusammen gehen; alle anderen
suchten ihre Zukunft bei Wolfsburg. 
Mit der Zustimmung zur sog. RIK-Stu-
die hatte das Braunschweiger Rathaus
sich noch das Wohlwollen der Wolfs-
burg AG (Stadt Wolfsburg und VW) 
sichern wollen. Dies ist gründlich dane-
bengegangen... 
...siehe dazu auch in „Unser-Braun-
schweig“ Nr. 7, Seite 2/3: „Fragwürdi-
ges Konzept 2020 der Wolfsburg AG“ -
Wolfsburg, Vorbild für Braunschweig?

Peter Rosenbaum

Rathauspolitik 
in der Sackgasse

Aus Zwei mach Elf
So trickst Braunschweigs 
Stadtverwaltung
Eigentlich geht es nur um ein paar
Blatt Papier. Zum großmannssüchti-
gen, millionenteuren Umbau des ehe-
maligen Postareals und jetzigen „Bra-
WoParks“ am Bahnhof zwischen
Berliner Platz und Schillstraße mit In-
tercity-Hotel, Business-Center, Fach-
märkten und Gastronomie muss ein
neuer Bebauungsplan aufgestellt wer-
den. Hierzu ist eine Beteiligung der
Bürgerinnen und Bürger im Rahmen
einer öffentlichen Information mit Fra-
gestunde gesetzlich vorgeschrieben.
Die fand am 12. Dezember um 18.30
Uhr in der Kantine des sogenannten
„BraWoParks“ statt und musste proto-
kolliert werden. Und damit beginnt die
Geschichte über die Tricksereien der
Hoffmann’schen Stadtverwaltung. 
Denn über diese Bürgerbeteiligungs-
Veranstaltung hat die Verwaltung
gleich zwei Protokolle veröffentlicht.
Das erste umfasst fünf DIN-A-4-
Seiten, wurde am 14. Dezember 2012
von Dipl.-Ing H. Schwerdt, Stadtpla-
ner, gezeichnet und schildert detailliert
das Bauvorhaben sowie drei Bürger-
anfragen zur Planung. Der Protokol-
lant vermerkte, dass an der Veranstal-
tung, die von 18.30 Uhr bis 19.45 Uhr
angedauert habe, „ca. 2 Bürgerinnen
und Bürger“ teilgenommen hätten
(wäre eigentlich schön, wenn Dipl.-
Ing’s so circa genau bis „2“ zählen
könnten). 

Das zweite Protokoll über dieselbe
Veranstaltung wurde mit „Stand: 
20. Dezember 2012“ ebenfalls von
Dipl.-Ing H. Schwerdt gezeichnet und
ersetzt das Protokoll Nummer Eins. Es
hat nur noch knapp über zwei Seiten
und behandelt deutlich ausführlicher
als das Vorgänger-Protokoll vier Bür-
geranfragen zum Thema, davon eine
mit Zusatzfrage. Laut zweitem Proto-
koll dauerte dieselbe Veranstaltung
diesmal von 18.35 Uhr bis 19.30 Uhr.
Die Teilnehmerzahl erhöhte sich in
wundersamer Art und Weise auf „11
Bürgerinnen und Bürger“, die plötz-
lich was zur Radwegführung und dem
Ringgleisweg wissen wollten. Dafür
fehlt in Protokoll 2 der Satz: „Die
Stadt plant langfristig durch einen
Durchstich des südlich des Areals ge-
legenen Pakettunnels unter der Bahn
hindurch eine Verbindung zur Acker-
straße und somit zum Ringgleis zu
schaffen.“
Aus „ca. 2“ mach „11“ – das gelingt
wohl nur einer Stadtverwaltung unter
Oberbürgermeister Dr. Gert Hoff-
mann. Aber mit ähnlichen Taschen-
spielertricks hat er ja auch schon die
Verschuldung der Stadt auf „nahezu
Null“ heruntergerechnet. Bleibt die
Frage, welche Tricksereien es noch
gibt, die bis heute gar nicht entdeckt
wurden.
Das unliebsame Protokoll wurde in-
zwischen aus dem Netz gelöscht. 

(kno)

Akteneinsicht Borek
Borekstiftung wurde begünstigt
Die Akteneinsicht offenbart die einsei-
tige *Begünstigungen* für die Borekt-
stiftung und sogar eine *Parteinahme
Hoffmanns zugunsten Boreks in
einem laufenden Gerichtsverfahren. 
Zitate aus einem Schreiben von Borek
an Hoffmann vom 14.6.2005: 
Sehr geehrter Herr Dr. Hoffmann, ...
wegen der Auseinandersetzung mit
Herrn Prof. Weber bitte ich um eine
Ergänzung dieses Vertrages [zum Ruh-
fäutchenplatz und Weber-Säule], die
auch notariell beglaubigt werden muß
und zwar durch Hinzufügung eines
Paragraphen 7 mit folgendem Wort-
laut: „§7 Rücktrittsrecht: Die Stiftung
hat das Recht, von diesem Vertrag bis
zur Aufstellung der Säule jederzeit,
ohne Angabe von Gründen zurückzu-
treten“ 

Da am 29.6. eine mündliche Verhand-
lung vor dem Landgericht stattfindet,
wäre ich Ihnen dankbar, wenn diese
Ergänzung noch vor diesem Termin
durchgeführt werden könnte. Richard
Borek.
Die so gewünschte notarielle Beurkun-
dung erfolgte dann am 27.6.2005,
exakt so, wie von Borek gewünscht. 
Gebührenordnung bei Borek 
außer Acht gelassen.
In einem weiteren Fall wollte Herr
Borek kostenlos 104 Fotos der Stadt
bekommen. So schrieb er am
21.11.2007 an die Stadt eine mail:
„Natürlich möchten wir nicht pro Foto
35,75 € zahlen“. Das Rathaus parierte
aufs Wort: „Sehr geehrter Herr Borek,
vielen Dank für Ihre mail. Selbstver-
ständlich wird die Stadt die Gebühren-
ordnung für die Verwendung städti-
scher Fotos nicht zur Anwendung
bringen gegenüber einem wichtigen
Sponsor und Mäzen der Stadt Braun-
schweig. Gruß gez. im Auftrag von De-
zernenten Herrn Laczny Dez.IV“

Peter Rosenbaum
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Eigentlich hätten die schwachen Er-
gebnisse des Otto-Jahres abschrek-
ken müssen, aber OB Hoffmann
wollte sich und der konservativen
Clique offensichtlich noch ein Ab-
schiedsgeschenk machen:
Victoria Luise, Herzogin der Herzen,
sollte in diesem Jahr gefeiert werden.
Ein Hochzeits- und Thronjubiläum,
ein heiteres Fest, auf das dann auch
kein Schatten des künftigen Krieges
fallen darf. 1,2 Millionen lässt sich die
Stadt das Spektakel kosten, und es
waren nicht nur CDU und FDP, die zu-
stimmten, sondern die SPD, die ihre
Rolle als Anführerin der neuen Mehr-
heit nur partiell wahrnimmt, zog treu-
ergeben mit. Um der aufkommenden

Verordnete Jubelfeier für 
1,2 Millionen 

Kritik an der feudalen Geldverschwen-
dung zu begegnen, wurden einerseits
Ausstellungen in allen Museen konzi-
piert, von denen man hoffen mag, dass
sie mehr als nur Devotionalien zutage
fördern. Alle ´offiziellen´ Einrichtun-
gen der Stadt werden einbezogen. 
Daneben aber droht allerhand
Schnickschnack von Seiten des Stadt-
marketing, das durch kostümierte
Events auch auswärtige Besucher in
die niedersächsische Provinz locken
möchte. Der Erfolg dürfte überschau-
bar sein. Weitgehend außen vor gelas-
sen von der städtischen Werbung wer-
den die freien Träger, die mit
überwiegend kritischen Beiträgen das
Event zu begleiten gedachten. 

Schäbige 40 000 € für alle zusammen
fanden sich schließlich für sie im Kul-
turetat. Trotzdem begannen u.a .um-
fangreiche Archiv-Recherchen des
Friedenszentrums, die zutage förder-
ten, dass die „kleinen Leute“ unter den
Kosten der steigenden Militarisierung
(„Wehrvorlage“) sehr litten. Dass der
Krieg längst seinen Schatten auf den
„Sommer des Jahrhunderts“ geworfen
hatte, belegte schon am 26. Januar ein
kritischer Vortrag von Prof. Georg Fül-
berth. 
Weitere Veranstaltungen vor allem
zum Widerstand von SPD und Ge-
werkschaften gegen den drohenden
Krieg werden folgen. 

Dr. Ingeborg Gerlach

Angespannte Aufmerksamkeit er-
langte der städtische Neujahrsemp-
fang am 10. Januar durch die Kund-
gebung des Arbeitskreises „jetzt
schlägt´s 13“ vor dem Festsaal des
städt. Museums auf dem Löwen-
wall.
Mit der Bemerkung, die kritische Auf-
merksamkeit sei sogar gut für das Kul-
turprojekt 1913, ging OB Hoffmann in

„Magische Verzaube-
rung“ missglückt 

seiner Neujahrs-Rede auf die Kundge-
bung ein. 
Noch im Vorfeld hatte die OB´rigkeit
für diskrete Polizeipräsenz rund um
den Löwenwall gesorgt. 
Wie nicht anders zu erwarten, spielte
die autokratische Fürstenherrschaft
des Jahres 1913 auch beim Festredner
Prof. Stölzl keine Rolle. Aus der „Wie-
derkehr der 13“ mit der „magischen

Verzauberung“ durch die Fürsten-
hochzeit erwachse für Braunschweig
der „historische Augenblick“. 
Fazit: 
Man ist deutlich in der Defensive zur
drängenden Frage der kritischen Öf-
fentlichkeit, worin denn nun die Fas-
zination der Monarchie angesichts von
Militarismus und Säbel-Diktatur des
Jahres 1913 liegen soll. 

Der Internationale Frauentag hat
etwas mit Braunschweig zu tun, und
insbesondere mit Minna Faßhauer. 
Darüber erschien in der BZ am
07.03.2013 eine Würdigung von Prof.
Biegel über die bemerkenswerten
Braunschweiger Vorgänge, die als Vor-
läufer-Ereignisse diesen Tag entschei-
dend mit beflügelt haben. Biegel
schreibt dazu u.a. : 
„Das alles beherrschende Thema der
ersten Jahre war tatsächlich die For-
derung nach dem freien, geheimen und
gleichen Frauenwahlrecht. Daneben
ging es um ein Problem, das bis heute
kaum an Aktualität eingebüßt hat,
nämlich die Forderung „gleicher Lohn
bei gleicher Arbeitsleistung für Frauen
und Männer sowie die Festsetzung von
Mindestlöhnen“. 
Biegel berichtet weiter, noch bevor 
der 8. März international als Frauentag 
bestimmt worden sei, hätte dieser be-
reits in Braunschweig eine besondere
Bedeutung besessen. 
Damals hätten große Frauenkundge-
bungen, erstmals an diesem Tag, statt-
gefunden unter Leitung der Braun-
schweigerin Minna Faßhauer, die in
engem Kontakt zu Clara Zetkin und
Rosa Luxemburg stand. 
Er berichtet vom Kampf um Gleichbe-

rechtigung der Frauen und Frauen-
wahlrecht.
Dieser Aspekt zur Braunschweiger
Sicht auf „1913“ findet sich im Kultur-
projekt der Stadt mit keinem Wort er-
wähnt, auch nicht die Rolle von Minna
Faßhauer, die kurz darauf sogar eine
herausgehobene Bedeutung als erste
Ministerin im Jahre 1918 erlangte. 
Da hätte die Stadt mal echt was Eige-
nes und historisch Bemerkenswertes
zum Thema „1913“ gehabt und nutzt
es nicht! 
Frauenkämpfe von 1913 wurden im
städt. Kulturprojekt ausgeblendet
Die Kulturverwaltung hatte diese
Aspekte für ihr offizielles Programm
zur Jahrhundert-Kulturfeier ausgeblen-
det und z. B. einem entsprechenden
Beitrag eines freien Kulturträgers jeg-
liche Förderung versagt. 
48 € für kostenlose Kopien sind der
Stadt zuviel 
Selbst 48 € für Kopien aus dem Stadt-
archiv seien zuviel. Stattdessen gab der
Verwaltungsausschuss der Stadt mit
Stimmen von CDU und SPD weitere
100.000 € für´s Stadtmarketing für
„1913“-Image-Werbung zur Beschluß-
fassung frei mit Einzelpositionen wie
„typischerweise Verwendung fanden
Speisen und Getränke ...“ 

Worauf Braunschweig 
wirklich stolz sein könnte:

Internationaler
Frauentag

Kleine Mädchen werden herzzerrei-
ßend weinen, und sentimentale Wel-
fennostalgiker heimlich ein Tränlein
im Auge zerdrücken.
Auf massiven Protest einer kritischen
Öffentlichkeit hin, u.a. der BIBS, und
nach über einjährigem politischen
Streit um Inhalte und Themen wurde
das upgegradete Programm zur „Wel-
fenhochzeit im Kaiserjahr“ vorgestellt,
das jetzt weit unspektakulärer „The-
menjahr 1913“ heißt. 
Kulturdezernentin Dr. Anja Hesse ver-
sprach: „Es gibt definitiv keine Insze-
nierung der Welfenhochzeit, es gibt
keine kostümierte Darstellerin der
Viktoria Luise“. Stattdessen wolle
man das 100-jährige Jubiläum des Jah-
res 1913 „zum Anlass nehmen, über
die Geschichte zwischen Monarchie
und Moderne im Braunschweiger
Land nachzudenken“. 
Mit 650.000 € aus der Stadtkasse
und weiteren 600.000 € von Stiftung
Nord LB/Öffentliche, Stiftung Braun-
schweigischer Kulturbesitz, Dom, TU,
Staatstheater und Museen wurde ein
Programm aus rund 200 Ausstellun-

Welfenhochzeit ohne Ken
und Barbie 

gen, Führungen, Vorträgen, Konzerten
und Inszenierungen erarbeitet, das
auch die Friedensbewegung gegen den
1. Weltkrieg, die Anfänge der Frauen-
bewegung im Braunschweiger Land,
die Arbeiterbewegung, Architektur,
Kunst oder die Kriegstraumata von
Soldaten und Kindern betrachtet. Die
Ewiggestrigen müssen Sehnsüchte
nach welfischem Hochzeitsglanz ohne
ihre herzöglichen Kens und Barbies
dienstags bis sonntags zwischen 10
und 17 Uhr bei einer Ausstellung im
„Schloss“-Museum befriedigen – oder
im Institut für Braunschweigische Re-
gionalgeschichte, das selbstverständ-
lich alle Facetten blau-gelber Klein-
staaten-Herrlichkeit beleuchtet. 
„Wir haben an alle und alles gedacht.
Es gab 1913 nicht nur Jubler an den
Straßenrändern“, verkündete Dr. Anja
Hesse späte städtische Einsicht. So
spiegele das nun entworfene Pro-
gramm mit der Einbindung freier Trä-
ger, Initiativen und Einzelkünstlern
auch „die Kulturfähigkeit dieser
Stadt“. 
Ihr persönliches Highlight sei der

Braunschweiger Orgelmarathon, bei
dem am Freitag, 7. Juni, ab 20 Uhr, in
der Brüdernkirche Komponisten vor-
gestellt werden, die 1913 das Braun-
schweiger Musikleben prägten. Aber
auch an Kinder habe man gedacht. Im
Bilderbuchkino der Stadtbibliothek
widme man sich historischen Kinder-
büchern. Allerdings erst im Jahr 2014. 
Einen großen Anteil zum „Themenjahr
2013“ steuert das Staatstheater Braun-
schweig bei, in dem am 4. Juni um
19.30 Uhr (Kleines Haus) auch Ex-
„FAZ“-Feuilletonist Florian Illies aus
seinem Buch „1913“ liest. Keine Rolle
im Themenjahr-Programm spielt hin-
gegen Oberbürgermeister Dr. Gert
Hoffmann. Von irgendwelchen feierli-
chen Eröffnungen mit dem Durch-
schneiden roter Bänder und dem Ver-
lesen mühsam gedrechselter
Ansprachen haben die Organisatoren
ihn befreit. 
Das komplette Programm zum The-
menjahr 1913 gibt es u.a. im Rathaus,
der Touristinfo am Dom und im Inter-
net unter www.braunschweig.de/1913.

(kno)

„Pardon wird 
nicht gegeben“

Laut Wikipedia wurde
das Braunschweigische
Husaren-Regiment Nr.
17 auch als „Totenkopf-
husaren“ bezeichnet. 
Ihr Emblem, der Toten-
kopf mit gekreuzten
Knochen, war auf der
Fellmütze befestigt. Der
Totenkopf sollte zeigen,
„Pardon wird nicht
gegeben“. 
Der Totenkopf als Sym-
bol für die Bereitschaft
zu bedingungsloser Ge-
folgschaft und rück-
sichtslosem Gewaltein-
satz war schon 1741
beim 5. preußischen
Husaren-Regiment an
der Pelzmütze befestigt.
1809 wurde der Toten-
kopf auf der Kopfbe-
deckung beim Braun-
s c h w e i g e r
Husaren-Regiment Nr.
17 durch gekreuzte Kno-
chen ergänzt. 
Diese Variante ist als „Braunschweiger
Totenkopf“ Teil der Militärgeschichte
geworden. 
Im Ersten Weltkrieg schmückten sich
Panzereinheiten und Flammenwerfer
Einheiten mit dem Braunschweiger
Totenkopf. Bei den Freikorps gegen
die Novemberrevolution 1918/19 war
diese Totenkopf – Variante Ausdruck
für Anti-Liberalismus, Anti-Bolsche-
wismus und militaristische Grundhal-
tung. 
Auch die SS und die Wehrmacht der
Faschisten nutzten den Totenkopf in
der Braunschweiger Version als Abzei-
chen an den Uniformen der besonders
grausamen Elitetruppen (Leibgarde

Adolf Hitlers, SS-Totenkopfdivision,
Panzertruppen). 
Victoria Luises Totenkopf-Emblem
stand bis 1913 - und danach - für bru-
talen Militarismus. 
Das Rathaus möchte solche Betrach-
tungen möglichst aus dem offiziellen
Kulturprojekt heraushalten und plante
stattdessen, Darstellerinnen gegen
Gage in schönen Kleidern als Victoria
Luise in der Art einer Braunschweiger
Lady Di auftreten zu lassen. 
Dafür wurden 1,2 Mio. € aus öffentli-
chen Mitteln bereitgestellt.
Mehr über die Hintergründe finden
sich auf der Seite des Arbeitskreises
„Jetzt schlägt´s 13!“

Professor Biegel (rechts) beim 
Braunschweiger Neujahrs-

empfang am 10. Januar 2013

Zeitgenössische Illustrierte von 1913 mit 
Kaisertochter Victoria Luise, links
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Wie korrekt geht man beim Amtsge-
richt Braunschweig mit der Öffent-
lichkeit um? Zwei Vorfälle, die
„unser-braunschweig“ von verschie-
denen Aktivistinnen geschildert wur-
den, werfen ein Schlaglicht mit
üblem Beigeschmack auf das Thema.
Offenbar will die Justiz bei heiklen
Themen unter sich bleiben und
schreckt dazu nicht vor herabwürdigen-
den und fragwürdigen Mitteln zurück. 
So berichtet uns ein Aktivist, der als
Zuschauer in einem Verfahren teilneh-
men wollte: 
„Obwohl ich bereits 20 Minuten vor 9
Uhr das Amtsgericht betrat, wurde ich
so lange durch Warten vor Eingangs-
kontrollen, Leibesvisitationen, Hosen-
und Manteltaschenkontrolle, Ablegen
von Kleidungsstücken etc. und schließ-
lich einer weiteren Eingangskontrolle
vor dem Verhandlungssaal selbst mit
angeordneter Ausweiskontrolle sowie
Ausweis-Kopieren aufgehalten, dass
mir ein zeitgerechtes Durchkommen bis
in den Verhandlungssaal nicht möglich
war.“ Das Verfahren sei ohne Rück-
sicht auf die noch wartenden Zuschauer
begonnen und durchgeführt worden.
Dabei, so unser Informant, sei durch
das Gerichtsverfahrensgesetz geregelt:
„Sind derartige Beschränkungen ange-
ordnet, die zu Verzögerungen beim Zu-
tritt zum Sitzungssaal führen können, so
darf das Gericht die Sitzung erst begin-
nen, wenn rechtzeitig am Gerichtsge-
bäude erschienene Zuhörer in den Sit-

zungssaal gelangen konnten“.
Als der verhinderte Zuhörer sich beim
stellvertretenden Leiter des Amtsge-
richts beschwerte, so sagt er, sei ihm
von einem Justizwachtmeister zugeru-
fen worden: „Geht erst mal arbeiten!“.

Nur durch Einschreiten seiner Kollegen
sei verhindert worden, dass der offen-
bar höchst erregte Gerichtsdiener hand-
greiflich wurde. 
Bereits am 29. Mai 2012 wurde eine
junge Frau gewaltsam durch mehrere

Justizangestellte aus dem Amtsgericht
Braunschweig „entfernt“. Das brutale
Vorgehen der Behördenmitarbeiter
wird durch unser oben abgedrucktes
Foto dokumentiert.
Anbei der Bericht von Hannah.

Die auf dem Foto abgebildete Han-
nah wurde am 29. Mai 2012 aus
dem Braunschweiger Amtsgericht
„geräumt“. Sie stimmte ausdrück-
lich der Veröffentlichung zu. Ihr
Kommentar: 

„Meiner Erfahrung nach sind die
Zustände zumindest in den Gerich-
ten in Hannover und Celle ebenso
wie in Braunschweig; von anderen
Orten höre ich Ähnliches. Es han-
delt sich hier um keinen Einzelfall;
die quasi-absolute Machtposition
der Richter/innen und ihrer Wacht-
meister/innen leistet solcherlei Vor-
fällen Vorschub. Zudem sind die
Rauswürfe aus den Gerichtssälen ja
noch vergleichsweise harmlos ange-
sichts des oft entwürdigenden Um-
gangs mit Angeklagten (insbeson-
dere solchen, die sich der Macht
nicht sofort beugen, aber auch vie-
len, die ihre Rechte nicht kennen)
und der Verurteilungen zu Gefäng-
nisstrafen oder potentiellen Ersatz-
freiheitsstrafen bei unbezahlten
Strafgeldern, deren negativer Effekt
ja nun hinreichend bekannt ist. In-
sofern fände ich es sehr begrüßens-
wert, wenn die vermeintlichen Ex-
tremfälle im AG BS vielmehr als das
dargestellt würden, was sie sind:
Normalität in deutschen Gerich-
ten.“

ASSE Schacht
Alle Jahre wieder!

„Geht erst mal arbeiten!“
Vom Umgang mit der Öffentlichkeit beim Amtsgericht BS

Am Samstag den 31. August 2013
findet zum 7. mal die ‚Nacht am
Schacht’ statt. Der Verein ‚aufpAS-
SEn’ lädt ein nach Remlingen direkt
an der Asse zu einem Fest für Jung
und Alt.
Um 15 Uhr ist eine Podiumsdiskus-
sion mit den Themen Atomenergie und
Energiewende geplant. Dazu wurden
alle Bundestagskandidaten des Bun-
destagswahlkreises Salzgitter – Wol-
fenbüttel (Wahlkreis 49) eingeladen.
Im Verein ‚aufpASSEn’ haben sich
Bürgerinnen und Bürger zusammenge-
schlossen, um auf die Probleme der
Atommüllendlagerung im Allgemei-
nen und auf die Probleme in der Asse
im Besonderen aufmerksam zu ma-
chen. So wird auch die Rückholung
des Atommülls aus der Asse kritisch
begleitet. 
Asse-Gesetz
Seit Januar 2010 steht fest, dass die
Rückholung des Atommülls die ein-
zige sichere Option ist, damit auch die
nachfolgenden Generationen hier an
der Asse sicher leben können. Und
was ist seitdem passiert? 
Es wurde ein Asse -Gesetz geschaffen,
um die Rückholung zu beschleunigen.

Aber auch dieses Gesetz erlaubt, die
Rückholung abzubrechen. Ist das Ge-
setz vielleicht dafür da, um die Rück-
holung gesetzeskonform zu beenden? 
ASSE trug den Spitznamen
„Pfütze“
Der ‚Parlamentarische Untersu-
chungsausschuss Asse’ hat festgestellt,
dass der Schacht Asse II eigentlich nie
trocken war. 
Im Jahr 1939 lag der Wasserzulauf bei
7 m³ pro Tag. Drei bis vier Kubikmeter
Süßwasser flossen im Jahr 1964 täg-
lich zu und 0,7 Kubikmeter Lauge auf
der 750 Meter Sohle. An der Univer-
sität Clausthal hatte die Asse bei eini-
gen Professoren sogar den Spitznamen
„Pfütze“. Auch die Standsicherheit des
Bergwerks Asse II war schon zum
Zeitpunkt der Einlagerung des Atom-
mülls 1967 nicht gegeben, denn schon
seit 1966 wurde eine Pfeilereinengung
beobachtet, die sich in den folgenden
Jahren linear fortsetzte. Trotz allem
wurde in die Asse Atommüll eingela-
gert und diese Einlagerung als For-
schung deklariert. 
Wir müssen weiter ‚aufpASSEn’ und
nicht glauben, dass die Rückholung
nun automatisch durchgeführt wird!

Mehrfach berichteten wir über die
Versuchs-Felder der Gen-Industrie
auf den Stiftungsgütern der Stiftung
Braunschweigischer Kulturbesitz
(vgl. in Ausgabe Nr. 6 „Stiftung pak-
tiert mit mafiösem Lobbyverein*“).
Briefe der Redaktion ließ die Stif-
tungsleitung unbeantwortet. Aktivi-
stInnen gegen die Genmanipulation
von Agrarprodukten sahen sich Straf-
verfolgungen ausgesetzt. Nun könnte
es zur Kehrtwende kommen. 

Üplingen, heimliche Schande
der Braunschweiger Stiftung

AgroGentechnik in Üplingen 
auf Rückzug 
Die Stiftung Braunschweigischer Kul-
turbesitz könnte nämlich jetzt die Ge-
schäftsverbindungen mit dem „mafiö-
sen“ Lobbyverband „Inno-Planta“
lösen, denn der Pachtvertrag für die
Güter in Üplingen läuft im Juni 2013
aus. Im Vorstand der Stiftung sahen
sich immer wieder öffentlicher Kritik
ausgesetzt u.a. - der Oberbürgermei-
ster Braunschweigs, Hoffmann, - der

evangelische Landesbischof Weber, -
der ehemalige Ministerpräsident Glo-
gowski. 
Die Evangelische Kirche ist in der
SBK sehr mächtig. Über öffentliche
Debatte möchten die Agrogenkritiker
nun noch verstärken, damit zukünftig
keine Verpachtung an Gentechnikan-
wendungen mehr geschieht. 
*gemäß Oberlandesgerichtsurteil darf
„Inno-Planta“ zur „Gentechnikma-
fia“ gehörig bezeichnet werden.

Ein Gericht stellte im Februar 2013 das Strafverfahren
gegen einen Aktivisten bzgl. Üplingen auf Staatskosten ein. 

Die Aktivistin Hannah wird als Zuschauerin aus dem Amtsgericht BS „geräumt“. Foto: AktivistInnenfoto
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„Geht erst mal arbeiten!“
Vom Umgang mit der Öffentlichkeit beim Amtsgericht BS

Eichtal:

Yuppie-Ghetto im Kleine-Leute-Viertel
Verwaltung und etablierte Kommu-
nalpolitiker setzen auf den Einsatz
des Brechmeißels statt auf behut-
same Stadtteil-Entwicklung. 

Ein Luxus-Appartement mit unver-
baubarem Okerblick und eigenem
Bootsanleger vor der Tür – welcher
vermögende Braunschweiger Bürger
träumt nicht von diesem Wohnidyll?
Im ehemaligen Arbeiterquartier Eich-
tal zwischen Okerufer und Celler
Straße soll es zu Quadratmeterpreisen
bis 3000 Euro für Gutbetuchte Wirk-
lichkeit werden. Das Nachsehen haben
die alteingesessenen Anwohner im
Arme-Leute-Kiez neben der ehemali-
gen Jutespinnerei. 

Zusammen mit Bernd Müller von der
kleinen Baufirma „Kreativ Werkstatt“,
der als Kind selbst im Eichtal aufge-
wachsen ist, mache ich mich auf zu
einem Rundgang durch die nur sieben
Straßenzüge zwischen Neustadtring
und altem Ringgleis. Gleich an der
Ostseite der Spinnerstraße ist die
schöne, neue Eichtal-Wohnwelt schon
zu erahnen: Fünfgeschossig gestaffelte
Appartement-Häuser mit den unver-
meidlichen Balkons aus Grünglasre-
ling und V2A-Geländer schotten sich
hinter gärtnergepflegtem Buschwerk
trutzig von der Straße ab. „Ange-
hübschter Plattenbau durchschnittlich-
ster Planungs- und Ausführungsquali-
tät“, urteilt Müller. „Für alte

Menschen, körperlich eingeschränkte
Personen oder große Familien mit
Kindern sind diese Wohnanlagen voll-
kommen ungeeignet. Ein billiges Yup-
pie-Ghetto.“ Um es teuer verkaufen zu
können, gibt es eigene Carports, Haus-
tür-Sprechanlagen und einen trostlo-
sen Mini-Spielplatz. An einer Haustür
mahnt ein selbstgemaltes Achtungs-
schild: „Bitte Tür schliessen!!“ Man
will unter sich bleiben. 

Einen Block weiter ebnen Abrissbag-
ger die Reste der ehemaligen Jutespin-
nerei ein. Nur das Haupttor, einge-
rahmt von Stahlgerüsten, wird von den
Brechmeißeln verschont. Als „Solitär“
solle es „an die Vergangenheit des Ge-
ländes erinnern“, kolportierte ein ehr-
fürchtiger BZ-Reporter diese hohle
Schwärmerei von Bauherr Konrad
Kloster. Tatsächlich zieht der auf den

alten Industrieflächen mit seinem 
Finanzierungspartner Braunschweigi-
sche Landessparkasse „die wohl
schönste Adresse Braunschweigs“ (Ei-
genwerbung) hoch, das „Oker Marina 
Resort“. Mit 80 Luxus-Eigentums-
wohnungen für bis zu 700.000 Euro
Kaufpreis, 100 Stell- und Tiefgaragen-
plätzen sowie eigenem Sportbootha-
fen. Ein Hauch Hamburger Hafen-City
in der niedersächsischen Provinz. Mit
Blick auf’s Heizkraftwerk statt auf die
Elb-Philharmonie. 

Viel Harmonie dürfte sich zwischen
Alt- und Neu-Eichtalern ohnehin nicht
einstellen. Direkt auf der anderen Stra-
ßenseite offenbart sich die Tristesse
eines schleichenden sozialen Verfalls.
Manche Fenster der einfach verglasten

Mietskasernen sind
eingedroschen und mit
Pappe hinterklebt.
Ganze Wohnetagen
stehen leer. An jahr-
zehntelang vergrautem
Mauerputz verraten
Email le-Hausnum-
mern und zementierte
Blut- und Boden-Fres-
ken die bauliche Ent-
stehung in den 40-er
Jahren als Arbeiter-
quartier. Doch Arbei-
terfamilien gibt es hier
kaum noch. Rentner,
Junkies, Niedriglöhner
und andere sozial Aus-
gegrenzte sind ins alte
Eichtal gezogen. 22
Prozent haben einen
Migrationshintergrund.
Ein Drittel der Kinder
lebt in Hartz-IV-
Familien. Der Anteil
an Transferempfängern
ist doppelt so hoch wie
im Stadtdurchschnitt,

ermittelte das stadteigene „Quartiers-
management plankontor GmbH“ ohne
jede Konsequenz. Carports braucht
hier niemand. Es gibt weit mehr Park-
plätze als Bewohner, die ein eigenes
Auto besitzen. 

„Hier wird kalt entmietet durch Verfal-
lenlassen“, erzürnt sich Bernd Müller.
Und das geschieht im wahrsten Wort-
sinn. „Ich habe leider kein warmes
Wasser in der Küche. Aber dafür be-
zahle ich nur fünf Euro pro Quadrat-
meter“, erzählt uns Ramona (29), die
wir mit ihren Hunden Felicitas und
Jara auf einem der Grün-Gevierte zwi-
schen den Mietskasernen entdecken.
„Von meinem Gehalt im Einzelhandel
kann ich mir keine andere Wohnung
leisten. Hier habe ich immerhin 44
Quadratmeter, in denen auch noch
Tiere erlaubt sind.“ Es sei sogar damit

geworben worden, dass die Wohnun-
gen sich auch für Hartz-IV-Empfänger
eignen, berichtet sie. Dementspre-
chend sei die Nachbarschaft. Und dazu
gebe es eben die Alten, die von früher
übrig geblieben sind. 

Manche von ihnen haben sich in den
Innenhöfen bis heute ihre grünen
Oasen erhalten: Minilauben mit akku-

raten Kohlbeeten, Möhren, Schnitt-
lauch und Kartoffeln direkt vor der
Wohnungstür am Gehsteig. „Das war
eine der Ideen der damaligen Muster-
siedlung. Dass die Menschen sich hier
autark mit dem Notwendigsten selbst
versorgen können“, erklärt Bernd
Müller die Nazi-Ideologie aus Man-

gelkriegsjahren, die inzwischen für
Manche wieder überlebenswichtig ist. 
Was es dafür nicht mehr gibt, sind die
kleinen Geschäfte im Viertel. „Da drü-
ben war mal ein Tante-Emma-Laden.
Und dort ein Kiosk“, sagt Müller, als
wir unseren Spaziergang fortsetzen.
Auch die alte Kneipe, in der die Spin-
nerei-Arbeiter ihr Feierabend-Bier-
chen hoben, ist längst dicht. Und mit

Ramona (29) ist vor zwei Jahren ins Eichtal gezogen. Nur hier fand sie als Geringverdienerin eine bezahlbare Bleibe für
sich und ihre Hunde Felicitas und Jara.

der sozialen Infrastruktur verschwin-
det das Miteinander der Bewohner. 
„Täglich geht es bergab“, berichtet
Klaus-Dieter K. aus der Kreuzkamp-
straße. „Jeden Abend ein Polizeiein-
satz. Hier hat die Stadt absichtlich
Drogenabhängige einquartiert, um die
normalen Bewohner zu vertreiben und

das Viertel so für Spekulanten zu öff-
nen.“ Schon vor Jahren habe man viele
der Häuser an einen Großinvestor für
billiges Geld verschachert. Der lasse
jetzt alles herunterkommen nach dem
Prinzip Heuschrecke: billig kaufen,
Fördermittel abgreifen, Steuern sparen
und nach dem Ausschlachten der Sub-
stanz abstoßen. 

Die Folgen sind augenfällig. Direkt
neben der Kita am Leibnitzplatz rauft
sich ein Malermeister die Haare, weil
in einem Tordurchgang wieder einmal
die billige Styropor-Isolierung in
Brand gesteckt wurde – die Flammen
haben bis zum zweiten Stock alles ver-
schmort. Eine Tür weiter stapelt sich
Sperrmüll neben einer Halde aus auf-
geknackten Einkaufswagen vom
nahen EKZ in der Celler Straße.
„Sowas gab’s zu unserer Zeit nicht.
Für uns war das Viertel ein schöner
Abenteuerspielplatz“, sagt Bernd Mül-
ler. „Wir haben zwischen den Teppich-
stangen in den Höfen Fußball gespielt
und unter der alten Ringgleisbrücke

Vandalismus kennzeichnet den sozialen Verfall. Vor einem Haus am Leibnizplatz
stehen geknackte Supermarktwagen, die billige Fassadendämmung ist besprüht
und zerstört.

Soll als „Solitär“ zwischen Luxus-Plattenbauten alte
Arbeiter-Romantik beflügeln: das denkmalgeschützte
Portal der Jutespinnerei.

am Okerufer das erste Mal mit Mäd-
chen geknutscht.“ 

Die Teppichstangen und Wäscheleinen
im Eichtal haben sich bis heute be-
hauptet als Relikte aus einer Zeit, in
der sich niemand einen Staubsauger
oder Kondenstrockner leisten konnte.
Und werden von manchen Bewohnern
im Eichtal auch deshalb wieder be-
nutzt. 

Wo die Ringgleisbrücke die Oker
querte, endet nach den Plänen von In-
vestoren in Zukunft das Neubaugebiet
„Gartenkamp“. Es soll mit noch mehr
Luxus und „Blick ins Grüne“ das 
Filetstück „Oker Marina Resort“ im
Norden arrondieren. Dabei wird seit
Jahren überlegt, wie man das Quartier
vor Luxus-Sanierung schützt. Doch
die Braunschweiger Feierabend-Poli-
tiker der etablierten Parteien kontrol-
lieren das Treiben der Spekulanten nur
halbherzig. Ihre angestammte Arbei-
ter-Klientel im Eichtal ist längst einer
Nichtwählerschaft aus Migranten und
sozial Benachteiligten gewichen. Und
für die muss man sich offenbar nicht
einsetzen. Von Nichtwählern wird man
ja nicht gewählt.

Text und Fotos: Klaus Knodt 
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Mit einem Euro 
die nächste Ausgabe sichern.

Spendenkonto: Bürgerinitiative 
Braunschweig (BIBS) 

Kto. Nr. 151 322 195 bei der 
Braunschweigischen 

Landessparkasse (BLZ 250 500 00),
Stichwort „Spende“. 

Als „Parteispende“ steuerlich
absetzbar!

Unveröffentlichter BZ-Leserbrief 
zum Nationalpark Harz
Leserbrief an die Braunschweiger
Zeitung zu dem Artikel „Harzer
Wald im Klima-Stress“ vom
06.03.2013 
In diesem Artikel wird der Leiter des
Nationalparks Herr Pusch sinngemäß
so wiedergegeben: „Im Nationalpark
setze man auf die Selbstheilungskraft
der Natur“. Und das oberste Ziel sei
bis zum Jahr 2022 75 Prozent der Flä-
che sich selbst zu überlassen. „Damit
wird die bereits vorhandene Naturdy-
namik entscheidend vergrößert“ so
der Kommentar dazu. Unser Verein
„Bürgerinitiative Nationalpark Harz“
setzt sich seit vielen Jahren für den –

auch vom Bundesgesetz vorgeschrie-
benen – Prozessschutz im National-
park Harz ein. Hier mussten wir leider
die Erfahrung machen, dass dieser
Naturschutz – wenn überhaupt – nur
für die Bäume und hier vornehmlich
auf den Bestand der Buchen einge-
schränkt ist. Dass auch Tiere wie z.B.
das Rotwild ebenfalls Bestandteil der
Natur sind, auf diese Idee scheint in
diesem Zusammenhang niemand zu
kommen. Im Gegenteil, wer dieses be-
gehrte Jagdsymbol zur Sprache bringt,
wird sofort mit einem unauflösbar
scheinenden Widerspruch (Antagonis-
mus) zwischen den jungen Buchen ei-

nerseits und dem junge Triebe verspei-
senden Rotwild andererseits konfron-
tiert. Und dies, obwohl Fachleute auf
diesem Gebiet wissen, dass ein soge-
nannter Verbiss von Trieben nicht un-
bedingt den betroffenen jungen Baum
vernichtet, sondern allenfalls dazu bei-
trägt, dass sein Höhenwachstum ein-
geschränkter ist, als bei nicht verbisse-
nen Bäumen. Eine Tatsache, die
jedoch zur Folge hat, dass den ande-
ren Bäumen mehr Licht zur Verfügung
steht und sich insgesamt die Vielfalt
der pflanzlichen Vegetation im Wald
überhaupt verbessert. Dies sei nur als
ein Beispiel unter vielen genannt.

Der Rat hat zwar beschlossen, Ersatz für das abgerissene Freizeit- und Bildungszentrum zu schaffen,
doch Zweifel kommen auf, ob man sich im Rathaus daran auch hält.
So war in der BZ vom 18.04.2013 zu lesen, der Oberbürgermeister habe die CDU auf einen neuen Sparkurs
eingeschworen. „Die bunte Mehrheit im Rathaus“ habe nicht verstanden, „dass man sich nur vornehmen
könne, was man sich auch leisten kann. Ausgaben für Rasengleise, das Freibad in Waggum oder ein neues
Freizeit- und Bildungszentrum gehören nach Meinung von Hoffmann nicht dazu.“
Wie soll eine Verwaltung einen Ratsbeschluss umsetzen, wenn der Chef dagegen arbeitet? Wird hier nicht
der Ratsbeschluss zum Bau eines neuen Zentrums hintertrieben? Die Hoffnung von Kulturschaffenden
und Kulturinteressierten wird enttäuscht. Dagegen hat sich eine Gruppe zusammengeschlossen, die einen
Verein für ein neues, selbstverwaltetes FBZ gründen will. 
Gegenwärtig finden Anhörungen zum neuen FBZ statt, mit ca. 20 Teilnehmern unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit. Ein positiver Vorschlag der Verwaltung läßt auf sich warten. Eine zentrale Frage der Verwal-
tung ist, welchen Bedarf die Nutzer anmelden und wie dieser Bedarf ermittelt werden soll. Mit den bis-
herigen Vorschlägen der Kulturschaffenden gibt sich die Verwaltung nicht zufrieden. 
Wie könnten die Szenarien aussehen: Eine Möglichkeit wäre, der Volkshochschule die Trägerschaft an-
zudienen. Eine andere wäre, es fände sich ein privater Konzertveranstalter. Eine dritte Möglichkeit wäre,
dass ein Sozialträger beauftragt würde. Auch Mischformen wären denkbar, die Stadt selbst betreibt ein
Haus und die Halle würde von einem externen Veranstalter übernommen.

Bildung und Freizeit im
Bürgerpark wurde einem

Luxushotel geopfert

Konstatieren kann man leider nur,
dass seit 2007 bis zum letzten Be-
richtsjahr von 2011 die Abschussquote
an Rotwild kontinuierlich gestiegen
ist. Waren es 2007 noch 334 Ab-
schüsse, sind es im Jahr 2011 bereits
468 Abschüsse. Es handelt sich hierbei
um Hirsche, Schmalspiesser, Hirsch-
kälber und weibliches Wild. Ange-
sichts dieser Zahlen und der kontinu-
ierlichen Entwicklung nach oben,
stellt sich die Frage: Was in aller Welt
soll hier noch Naturschutz, Naturdy-
namik oder gar Prozessschutz sein?
Verein Bürgerinitiative Nationalpark
Harz. i.A. Dr. H. Blöhbaum

Kein Bedarf für neues Freizeit-
und Bildungszentrum?

weiter von Seite 1 schätzt.“ 
Dabei müsste auch Hoffmann wissen:
Hier ging’s nicht um’s kostenfreie
Fressen und Saufen auf Steuerzahler-
kosten (Die Gesamtrechnung der
Sause betrug 850,86 Euro; ein Betrag,
von dem ein Hartz-IV-Empfänger
zweieinhalb Monate leben muss. Und
ein Betrag, der seinen CDU-Partei-
freund Christian Wulff das Amt des
Bundespräsidenten kostete sowie ein
Strafverfahren wegen Bestechlichkeit
einbrachte). 
Hier geht es um die Frage, ob der
Journalist Armin Maus als „BZ“-Chef
bevorzugt behandelt wurde – damit
seine zukünftige Hofberichterstattung
den Machterhalt der CDU im Braun-
schweiger Rathaus sichern hilft. Und
genau hierauf deutet Hoffmanns ei-
gene Aussage hin. In seinem Brief
schrieb er: „Fakt ist ... dass Herr
Maus nicht etwa als „Journalist“
zwecks Berichterstattung über das
Essen eingeladen worden ist, sondern
in seiner Funktion als Chefredakteur
und damit als Person des öffentliches
Lebens und erster Repräsentant der
Braunschweiger Zeitung.“ (kno)

Verstößt diese Ungleichbehandlung
gegen den Gleichheitsgrundsatz, dem
Sie verpflichtet sind? 
Statt klarer Antworten auf klare Fra-
gen antwortete Hoffmann nur mit per-
sönlichen und beleidigenden Herab-
lassungen. Aber das kennt man ja
mittlerweile vom Chef der Braun-
schweiger Verwaltung. Wenn dem
Oker-Napoleon die Argumente ausge-
hen, driftet er ins polemische Fach 
ab und schreckt vor persönlichen 
Angriffen nicht zurück – Kostprobe
seines Antwortschreibens: „Zunächst
kann ich in gewisser Weise doch Ihre
Enttäuschung verstehen, dass nicht
auch Sie nebst Ihrer Gattin zu dem
mit dem Empfang verbundenen
Abendessen eingeladen worden sind...
Gleichwohl wäre das möglicherweise
auch für Sie und Ihre Gattin ein schö-
ner Abend gewesen – auch ohne
Champagner und Hummer“.
Nach diesen persönlichen Herab-
setzungen greift er „unser-braun-
schweig“ direkt an: „Möglicherweise
habe ich die regionale und nationale
Bedeutung Ihres Presseorgans unter-

Was spricht für eine Selbstverwaltung? 

Wir könnten durch die eigene Ausarbeitung eines Jahrespro-
gramms bewusst die Kultur von unten fördern und dem Nach-
wuchs eine Chance bieten. 

Wir könnten durch Eigenleistungen wirtschaftlicher sein, z. B. ein
Gebäude betreiben und den Mietpreis pro m² günstiger halten. 

Einnahmen aus der Bewirtung würden direkt in die Angebote des
Zentrum einfließen. 

Wir könnten durch niederschwellige Angebote für die verschiede-
nen Sparten von Kunst eine Lücke schließen. 

Wir wollen ein neues FBZ, das den verschiedenen Kulturinhalten
eine Bühne bietet (z. B. würden wir ohne das Universum-Kino
viele Filme in Braunschweig nicht mehr sehen können). 

Die Kultur von unten steht für Kleinkunstbühnen, Soziokultur, die
unserer Meinung nach gar nicht oder zu knapp gefördert werden.

Kontakt: Bernd Müller / Email: kreativwerkstatt@web.de 

Wie sieht es die Stadtverwaltung? 

Die Stadt müsste sich einen etablierten Träger su-
chen (Höhere Kosten für die Stadt). 

Die Stadt plant für einen Neubau ca. 5 Mio € und
kalkuliert ca. 500 000.- € jährliche Zuschusskosten. 

Die Einnahmen aus der Bewirtschaftung würde ein
potenzieller Träger als zusätzlichen Gewinn verbu-
chen. 

Ein kommerzieller Träger hat daran kein Interesse,
wenn die Stadt einen Träger beauftragt entstehen
zusätzliche Kosten. 

Die Verwaltung sucht eine abgespeckte kleine VW-
Halle. 

Die Verwaltung steckt den größten Posten in die
Hochkultur, z. B. wird das Staatstheater mit ca. 10
Mio € bezuschusst.

Flugverbotszone gefordert
„Wieder vorkommender Einzelfall“
Anwohner beobachten immer 
wieder startende Flugzeuge direkt
über den Atomanlagen im Norden
der Stadt. Am 16.4.03 durchkreuzten
aber auch noch mehrere Miliärjets der
Bundeswehr den Braunschweiger

Luftraum, einer davon sogar im Tief-
flug über das Buchler-Gelände sowie
über das angrenzende Schulzentrum. 
Auf eine Bürgeranfrage im Bezirksrat
Wenden/Thune/Harxbüttel kam nun
die Antwort der Stadt: 

„Der Stadtverwaltung sind solche
Flüge nicht bekannt und sie wer-
den auch nicht bei der Stadt
Braunschweig angemeldet. Dies
ist auch nicht notwendig. 
Laut Luftwaffe handelt es sich um
einen Einzelfall, der wieder vor-
kommen könnte. Braunschweig ist
grundsätzlich kein militärisches
Übungsgebiet. 
Die Standorte von Firmen mit der
Produktion von radioaktiven Stof-
fen wie vorliegend die Firmen an
der Harxbütteler Straße sind dort
nicht bekannt. 
Eine behördliche Genehmigung
für diese Übungsflüge ist nicht
notwendig.“

Fotoquelle:
wikimedia.org

Als Mäuschen...

Fortsetzung von Seite 1: 
Hoffmann hatte beiden Fraktionen Ak-
teneinsicht zu den umstrittenen Verträ-
gen mit dem umstrittenen „Stadtmä-
zen“ Borek verweigert. Das
Verwaltungsgericht untersagte dem
Oberbürgermeister am 25.4.03 dieses
Vorgehen. Es folgte damit der Auffas-
sung der BIBS, die vor Gericht geltend
gemacht hatte, diese Einsicht sei ge-
eignet, „Schlamperei, Korruption und

Begünstigung der Verwaltung“ entge-
gen zu wirken. Das Gericht stellte
fest: „Nur wenn die Ratsmitglieder so
umfassend wie möglich unterrichtet
sind, können sie … (ihre)… Aufgaben
effektiv erfüllen.“ Darüber hinaus, so
das Gericht, könne der Rat „seine um-
fassende Pflicht, den OB zu überwa-
chen, nicht ausreichend erfüllen, wenn
Informationsrechte von der Benen-
nung eines konkreten Anlasses abhin-
gen“. Siehe dazu auch auf S. 4 „Ak-
teneinsicht Borek“.

OB verurteilt…


